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Amtsblatt

der

Königlichen Regierung z« Düsseldorf.
Stück 47.
Verordnungen u Bekanntmachungen

der Central Behörden.
1329. 1299. In Gemäßheit des §. 4 Abs. 3 und 4
des Gesetzes vom 26. März 1856 hat am 13. Novem¬

ber 1878 eine theilweise Neuwahl des Ehrenraths der

Rechtsanwalte des Königlichen Ober-Tribnnals stattge¬

funden, in Folge dessen derselbe uuumehr aus folgenden

Mitgliedern: dem Geheimen Justizrath Dorn zugleich
Vorsitzender, den Justizräthen Simson, Bussenins, Mecke

und Arndts, und den Stellvertretern, nämlich den Justiz¬

räthen Romberg und Or. Bohlmauu besteht.
Dies wird in Berücksichtigung des H. 26 der Ver¬

ordnung vom 30. April 1847 hierdurch bekauut gemacht.
Berlin, den 13. November 1878.

Königliches Ober-Tribunal.

Verordnungen u. Bekanntmachungen
der Provinzial-Behörden.

1339. 1277. Der Candidat des höheren Schnlamts

Dr. Peter Müllemeister ist von uns zum ordentlichen

Lehrer bei dem Gymnasium zu Kempen ernannt worden.
Coblenz, den 5. November 1878.

Königliches Provinzial-Schul-Collegium: v. Neese.

1331. 1279. Besetzte und erledigte Pfarrstelle.

Der Pfarrer Ludwig Knochenhauer in Niederdorf ist

von uns auf Grund geschehener Gemeindewahl zum

Pfarrer der evangelischen Gemeinde zu Bitburg eruauut
worden.

Die dadurch erledigte Pfarrstelle au der evangelischen Ge¬

meinde zu Niederdorf Mreissynode Gladbach) wird dnrch

Wahl der Gemeinde wieder besetzt werden und sind Be¬

werbungen an den Superintendenten Zillessen in M.-

Gladbach zu richten.

Coblenz, den 7. November 1878.

Königliches Konsistorium.

Verordnungen u. Bekanntmachungen
der Königlichen Regierung.

1332 1280. Empfehlung.
Im Verlage von Christian Teich zu Greiz erscheint

»achbenannte Zeitschrift: „Monatliche Uebersicht der auf

Grund des Gesetzes vom 21. Oetober 1878 im Deutschen

Reiche erlassenen Verfügungen gegen die Sozialdemokratie

Alphabetisch-Tabellarisch zusammengestellt nach den
amtlichen Publikationen."

Ausgegeben zu Düsseldorf am 23. November IL7L.

Jahrgang 1878.
Der Abonnementspreis beträgt 1 Mark pro Quartal,

wenn die Zeitschrift durch die Post-Anstalten bezogen wird-

Wir empfehlen den Herren Landräthen und Bürger¬
meistern, in deren Amtsbezirken die Sozialdemokratie

vertreten ist, die Anschaffung obiger Zeitschrift, deren

erste uns vorliegende Nummer außer dem Reichsgesetz
vom 21. Oetober er. lind den dazn ergangenen Aus-

sührungs-Bestimmungen eine recht übersichtliche Zusam¬

menstellung der im Monat Oetober erlassenen Verbote

enthält.

Düsseldorf, den 13. November 1878. I. II. 6375.

1333. 1325. Es sind wiederholt Fälle vorgekommen,

in denen die Standesbeamten Personen zu Eheschließun¬
gen zugelassen haben, die noch nicht das im Z. 28 des

Reichsgesetzes vom 6./2. 75 bestimmte Alter der Ehe¬

mündigkeit erreicht, auch die, gemäß der Allerhöchsten

Verordnung vom 24. 2. 75 (Ges .-S. S. 97) geeigneten

Falls von dem Herrn Justiz-Minister vorab zu er¬

theilende Dispensation nicht erwirkt hatten. Im Auf¬

trage des Herrn Ministers des Innern bringen wir den

Standesbeamten unseres Bezirks die vorallegirten gesetz¬

lichen Bestimmungen in Erinnerung und machen ihnen
deren genaue Befolgung zur Pflicht.

Düsseldorf, den 18. November 1878. I. II. L. 5650.
1334. 1326. Znr Ausführung des Z. 139 der Ge¬

werbe-Ordnung bestimme ich Folgendes:

Ausnahmen für den Fall, daß Naturereignisse oder

Unglücksfälle den regelmäßigen Betrieb einer Fabrik
unterbrochen haben Z. 139. Abs. 1.

I. Die Gestattung von Ausnahmen ist nur für ein¬

zelne Fabriken und auf besonderen Antrag zulässig.

II. Die Anträge sind unter Bezeichnung der Aus¬

nahmen, welche gewünscht werden und unter Angabe

der Gründe an die Ortspolizeibehörde zu richten.

III. Die Ortspolizeibehörde hat in ihrer Befugniß,

Ausnahmen auf die Dauer von höchstens 14 Tagen zu

gestatten, nur in dringenden Fällen Gebrauch zu machen.

Solche Fälle sind in der Regel nur anzunehmen,

wenn es sich darum handelt, mit Hülse der außerordent¬

lichen Verwendung jugendlicher Arbeiter eine durch

Naturereignisse oder Unglücksfälle herbeigeführte wesent¬

liche Betriebsstörung einer Anlage schleunigst wieder zu

beseitigen, oder einen zur Verhütung von Unglücksfällen

erforderlichen außerordentlichen Betrieb zu ermöglichen.

Werden in Fällen dieser Art Ausnahmen für länger

als 14 Tage beantragt, so hat die Ortspolizeibehörde



zwar schleunigst an die Königliche Regierung zn be¬

richten, kann aber die ihr erforderlich erscheinenden Aus¬

nahmen vorläufig bis zur Dauer von 14 Tagen ge¬

statten.
IV. Werden die Ausnahmen nur beantragt, nm den

durch die Unterbrechung verursachten Verlust an Be¬

triebszeit wieder einzubringen, so hat die Ortspolizei¬

behörde stets die Entscheidung der Königlichen Regie¬

rung einzuholen. Sie hat zu dem Ende, die Thatsachen,

auf welche sich der Antrag stutzt, iusouderheit auch den

Verlust an Betriebszeit, welcher dem Unternehmer durch

die Unterbrechung erwachsen ist, festzustellen und die

darüber aufgenommenen Verhandlungen mit ihrem gut¬

achtlichen Berichte der Königlichen Regierung vorzulegen.
V. Die Königliche Regierung hat soweit die Aus¬

nahmen für einen 4 Wochen nicht übersteigenden Zeit¬

raum beantragt werden, über den Antrag die Entschei¬

dung zn treffen und zwar, so fern es ohne Verzögerung

derselben thunlich ist, nach Anhörung des zuständigen

in Gemäßheit des H. 139 d der Gewerbe-Ordnnng an¬

gestellten Aufsichtsbeamten. -
VI. Bei Bemessung der zu gestattenden Ausnahmen

ist dahin zu sehen, daß dieselben nicht über das Maß

hinausgehen, welches durch die Dringlichkeit des Be¬

dürfnisses geboten und mit Rücksicht ans die Gesundheit

der jugendlichen Arbeiter zulässig erscheint, und daß sie

nicht für längere Zeit gestattet werden, als zur Beseiti¬

gung der Betriebsstörung oder zur Abwendung eines

Unglücksfalles oder zur Einbringung der verlorenen Be¬

triebszeit erforderlich ist.

VII. Die Verfügungen, wodurch Anträge auf Ge¬

stattung von Ausnahmen genehmigt werden, sind schrift¬

lich zu erlassen und müssen die gestatteten Ausnahmen

sowie deren Dauer genau augebeu. Die Ortspolizei¬

behörde hat Abschrift der von ihr erlassenen Verfügun¬

gen, sofort nach dem Erlaß derselben, der Königlichen

Regierung einzusenden, welche davon sowie von den

Ihrerseits erlassenen Verfügungen dem für Jhreu Be¬

zirk zuständigen Aufsichtsbeamten Abschrift zugehen läßt.
VIII. Anträge, welche auf Gestaltung von Ausnahmen

für einen 4 Wochen überschreitenden Zeitraum gerichtet

sind, hat die Königliche Regierung nach vollständiger

Jnstruetion mit Ihrem gutachtliche» Bericht zeitig zur

weiteren Veranlassung mir vorzulegen.

In denjenigen Fällen, in welchen Sie die Anträge für

begründet erachtet, kann Sie die erforderlichen Aus¬

nahmen bis znr Dauer vou 4 Wochen vorläufig Ihrer¬

seits gestatten. Ob dies geschehen, ist in dem zu er¬

stattenden Berichte anzugeben.

IX. Die Verhandlungen über die auf Grund Ves Z.

139 Abs. 1 eingebrachten Anträge sind in allen In¬

stanzen ans's Aeußerste zu beschleunigen.

I!. Abweichungen von der im K. 136 vorgeschriebenen

Regelung der Arbeitszeit uud der Pausen jugendlicher

Arbeiter A 139 Abs. 2).

I. Die im Gesetze vorgesehene anderweite Regelung

kann nur für einzelne Anlagen und nnr auf Autrag

gestattet werden.

II. Anträge auf Zulassung von Abweichungen sind

nnter Angabe der Zahl der in der betreffenden Fabrik

beschäftigten Kinder und jnngen Leute, der Abänderungen,

welche gewünscht werden und der Gründe, welche den

Antrag veranlassen, an die Ortspolizeibehörde zurichten.

III. Die Ortspolizeibehörde hat die Anträge der König¬

lichen Regierung vorzulegen und sich dabei über die in

der Begründung angeführten Thatsachen und über die

Rathsamkeit der beantragten Abweichungen zu äußern.

IV. Die Königliche Regierung hat unter Zuziehung

des zustäudigeu Äuffichtsbeamteu die Anträge einer sorg¬

fältigen Prüfung zu unterziehen, welche sich namentlich

daraus zu erstrecken hat, ob

1. die gesetzlichen Voraussetzungen der Zulassung von

Abweichungen zutreffen;

2. die beantragte Regelung der Beschäftigung mit den

Anforderungen, welche im Interesse der körperlichen und

geistigen Entwickelung der jugendlichen Arbeiter zu

stellen sind, verträglich erscheinen.

Dabeiist namentlich zu berücksichtigen, ob die Einrichtung

der Arbeitsräume den in sanitärer Beziehung zu stellenden

Anforderungen entspricht uud ob die Leiiuug des Betriebes,

für welchen die Abänderungen beantragt werden, im

Uebrigen eine wohlwollende Fürsorge für die jugendlichen

Arbeiter erwarten läßt.

V. In denjenigen Fällen, in welchen es sich um Ab¬

weichungen von den Bestimmungen über die Pausen

handelt, ist die anderweite Regelung, sofern sie zulässig

erscheint, vou der Königlichen Regierung mittelst schrift¬

licher Verfügung „bis auf Weiteres" zu gestatten. Die

letztere muß enthalten:

1. die geuaue Bezeichnung der Anlage nnd eventl.

derjenigen Theile derselben, für welche die Abänderungen

gestattet werden;
2. die gestattete Regelung der Beschäftigung;

3. die etwaigen besonderen Bedingungen, vou welchen

die Gestattung der anderweiten Regelung abhängig ge¬

macht wird;

4. die Vorschrift, daß in den auszuhängenden Ver¬

zeichnissen der jugendlichen Arbeiter (H. 138 Abs. 3 der

Gewerbe-Ordnnng) Beginn und Ende der Arbeitszeit

und der Pansen, wie sie dnrch die Versügnng geregelt

sind, angegeben werden müssen;

5. die Bemerkung, daß die gestattende Verfügung

zurückgenommen werden würde, falls die Bedingungen

nicht innegehalten werden, oder Unznträglichkeiten daraus

entstehen sollten.

Von der erlassenen Verfügung ist dem zuständigen

Aufsichtsbeamten eiue Abschrift zu ertheilen.

VI. Nach der gesetzlichen Vorschrift soll eine ander¬

weite Regelung nnr gestattet werden, wenn die Natnr

des Betriebes oder Rücksichten ans die Arbeiter es wün-

schenswerth machen. Daß Rücksichten auf die Arbei¬

ter die auderweite Regelung wünschenswerth machen, ist

nur anzunehmen, wenu es sich darum handelt, den

Arbeitern, sei es durch Abkürzung der Arbeitszeit, sei

es in anderer Weise, eine Erleichterung zu gewähren,

welche bei Jnnehaltung der für die jugendlichen Arbeiter



gesetzlich vorgeschriebenen Pausen in dem eoncreten Falle
nicht durchführbar sein würde. Namentlich kommen hier
die Fälle in Betracht, in denen Arbeitern, welche von

der Fabrik so weit entfernt wohnen, daß sie nicht zum

Mittagessen nach Hause gehen können, dnrch Abkürzung

der Pausen uud der täglichen Arbeitzeit die Möglichkeit

verschafft werden soll, einen größeren Theil des Tages

zn Hanse zuzubringen, als es bei regelmäßiger Eintei¬
lung der Arbeitszeit möglich sein würde.

Als Fälle in denen die Natur des Betriebes eiue

anderweite Regelung wünschenswerth macht, köuuen vor¬

behaltlich einzelner im Voraus uicht zu übersehender
Ausnahmen nur solche gelten, in welchen ein rationeller

Betrieb es nicht gestattet, den erwachseneu Arbeitern

neben den, durch den Betrieb selbst gebotenen Unter¬

brechungen noch die für die jugendlichen Arbeiter gesetz¬

lich vorgeschriebenen regelmäßigen Vor- und Nachmittags-
Panfen zu gewähren, und iu denen zugleich eine

Beschäftigung junger Leute — uameutlich auch mit Rück¬

sicht auf die Heranbildung tüchtiger Arbeiter — unent¬

behrlich und nur daun möglich ist, wenn dieselben

gemeinsam mit den erwachsenen Arbeitern beschäftigt
werden. In der Regel werden diese Voraussetzungen
nur bei solchen Betrieben zutreffen, in welchen bei der

eigentlichen Fabrikation nur oder vorzugsweise gelernte

Arbeiter, die jugendlichen Arbeiter aber als Lehrlinge
beschäftigt werden. In Fällen dieser Art ist die bean¬

tragte anderweite Regelung auf die als Lehrlinge beschäf¬

tigten jugendlichen Arbeiter zu beschränken nnd zur

Sicherstellnug der Jnnehaltuug dieser Beschränkung an

die Bedinguug zu knüpfen, daß die Lehrverträge
schriftlich abgeschlossen nnd das Datnm derselben unter

der Rubrik „Beschäftigung" in die Arbeitsbücher einge¬
tragen werden.

VII. In denjenigen Fällen, in welchen die bean¬
tragten Abweichungen nicht anf die Arbeitspansen be¬

schränkt sind, hat die Königliche Regierung die Anträge

nach den unter IV und VI hervorgehobenen Gesichts¬

punkten vollständig zil instruireu uud demnächst mit dem

Gutachten des zuständigen Auffichtsbeamteu und Ihrer

eigenen gutachtlichen Aeußerung mir zur weiteren Ver¬
anlassung vorzulegen.

Im Jauuar jeden Jahres ist eine Uebersicht der im

abgelaufenen Kalenderjahre auf Grund des Z. 139, Abs.
1 nnd 2 zugelassenen Ausnahmen nnd anderweiter Re¬

gelungen dem zuständigen Aufsichtsbeamten mitzutheilen,

welcher dieselbe seinem Jahresberichte beizufügen hat.
Berlin, den 5. November 1878.

Der Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche

Arbeiten: (gez.) Maybach.

Vorstehende Anssührnngs - Anweisung bringen wir

hierdurch mit dem Bemerken znr öffentlichen Kenntniß, !

daß die Herreu Landräthe für die Verbreitung dieser
Bekanntmachung Sorge tragen werden.

Düsseldorf, den 13. November 1878. I. II. L. 5869.

Bekanntmachungen auf Grund des
Reichs-Gesehes vom 21. Oktober 1878.
1333. 1281. Auf Grund des Z. 1 des Reichsgesetzes

vom 21. Oktober 1878 ist der in der Stadt Bayrenth

bestandene Verein „Arbeiter-Liedertafel —

Bahreuth" von der unterfertigten Stelle als Lan¬

despolizeibehörde durch Verfügung vom Heutigen ver¬
boten worden.

Bayrenth, den 11. November 1878.

Königliche Regierung von Oberfranken, Kammer des

Innern, von Burchtorff.
1336 1282. Auf Grund des Z. 11 des Reichsgesetzes

cl. 6. 21. Oktober 1878 gegen die gemeingefährlichen

Bestrebungen derSozialdemokratie wnrde von der unter¬

fertigten Landespolizeibehörde die Druckschrift

„Luxus und Korruption" eine philosophische

Betrachtung von G. R., Druck und Verlag der Genos-

seuschafts-Buchdruckerei Nürnberg, verboten.

Ansbach, den 12. November 1878.

Königlich bayerische Regierung von Mittelsranken,
Kammer des Innern.

1337. 1283. Die Königlich sächsische Kreishauptmann¬

schaft bringt hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, daß

sie in ihrer Eigenschaft als Landespolizeibehörde den
Arbeiterverein in Mittweida nach Maßgabe

von Z. 1 des Reichsgesetzes gegen die gemeingefährlichen

Bestrebungen der Sozialdemokratie vom 21. vorigen

Monats verboten hat.

Leipzig, den 11. November 1878.

Königliche Kreishauptmannschaft. Graf zu Münster.

1338. 1284. Die Königlich sächsische Kreishauptmann¬

schaft briugt hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, daß sie
in ihrer Eigenschaft als Landespolizeibehörde den

Arbeiterverein i n Lin d enau nach Maßgabe von

Z. 1 des Reichsgesetzes gegen die gemeingefährlichen

Bestrebungen der Sozialdemokratie vom 21. vorigen

Monats verboten hat.

Leipzig, den 12. November 1878.

Königliche Kreishauptmannschaft. Graf zu Münster.

133i). 1285. Dnrch Verfügung der unterzeichneten

Landespolizeibehörde vom heutigen Tage ist der Gesang-

vereiu „Liedertafel Lassallia" iu Stuttgart

auf Grund der HZ. 1, Abs. 1 und 6 des Gesetzes gegen

die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie
vom 21. Oktober 1878 verboten worden.

Ludwigsburg, den 12. November 1878.

Königlich württembergische Regierung des Neckarkreises.

Leypold.

1340. 1286. Daß die hier bestehenden Vereine:

Gewerkschaft der Schneider und Buud der

Tischler

auf Grund der §§. 1 uud 6 des Reichsgesetzes

gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozial¬

demokratie vom 21. Oktober 1878 durch die unterzeich¬

nete Landespolizeibehörde verboten worden sind, wird an-

durch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Gera, den 13. November 1878.

Fürstliches Loindrathsamt. Seifarth.



1341 .1287. Daß der in hiesiger Stadt auf
Grund des Statuts der Manufakturfabrik- und
Handarbeiter-Gewerksgenossenschast er-

richtete und geleitete Gewerkverein
anf Grund der HZ. 1 und 6 des Reichsgefetzes gegen
die gemeingefährlichen Bestrebungender Sozialdemokratie
vom 21. Oktober 1878 von der unterzeichneten Landes¬
polizeibehördeverboten worden ist, wird andurch zur
öffentlichen Kenntniß gebracht.

Gera, den 13. November 1878.
Fürstliches Landrathsamt. Seifarth.

1342. 1288. Auf Grund der HZ. 11 und 12 des
Reichsgesetzes vom 21. Oktober dieses Jahres ist die
Druckschrift „National-ökonomische Rake¬
ten von Bernhard Becker. Schleiz 1871. C. Hüb-
fcher'fche Buchhandlung (Hugo Heyn)" von dem unter¬
zeichneten Landrathsamte als Landespolizeibehördever¬
boten worden.

Ebersdorf, den 12. November 1878.
Fürstliches Landrathsamt. M. Fuchs.

1343. 1289. Auf Grund des Z. 12 des Reichsgesetzes
gegen die gemeingefährlichenBestrebungen der Sozial¬
demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurchzur
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die nicht Periodische
Druckschrift: „Zweck, Mittel und Orga¬
nisation des Allgemeinen Deutscheu A r -
beiter-Vereius. Eiu Leitfade u für die
Agitatoren, Bevollmächtigten uud Mit¬
glieder des Vereius von Karl Wilhelm
Tölcke. Berlin 1873", nach Z. 11 des gedachten
Gesetzes durch die unterzeichneteLandespolizeibehörde
verboten ist.

Hierbei wird bemerkt, daß das am 23. Oktober 1878
ausgesprochene und in Nr. 250 des „DeutschenReichs-
Anzeigers" vom 23. v. Mts. publizirte Verbot sich auf
die als „Zweiter Theil" bezeichneteDruckschrift
gleicheu Titels bezieht.

Berlin, den 12. November 1878.
Königliches Polizei-Präsidium,von Madai.

1344. 1290. Ans Grnnd des H. 12 des Reichsgesetzes
gegen die gemeingefährlichenBestrebnilgen der Sozial¬
demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur
öffentlichen Kenntnis; gebracht, daß das in der Allge¬
meinen Deutschen Assoziations-Bnchdruckerei (Eingetragene
Genossenschaft) chierselbst gedruckte Programm der
S oz i a li stisch e u A rb eiterp ar te i Deutschlands
nebst einem Aufruf des Vorstandes der sozialistischen
Arbeiter-Partei Deutschlands au die „Arbeiter
Deutsch lands", welches seinem Inhalt nach mit der
durch die Polizeibehördezu Hamburg unterm 5. d. M.
(s. „Deutscheu Reichs-Anzeiger" Nr. 263) verbotenen,
von C. Derossi herausgegebenen und in der Geuosfeu-
fchafts-Buchdruckereizu Hainburg gedruckten Schrift
gleichen Titels übereinstimmt, nach Z. 11 des gedachten
Gesetzes durch die uuterzeichueteLaudespolizeibehörde
verboten ist.

Berlin, den 13. November 1878.
Königliches Polizei-Präsidium, vou Madai.

134F 1291. Die unterzeichnete Landespolizeibehörde
hat auf Gruud der HZ. 11 flg. des Reichsgesetzes gegen
die gemeingefährliche« Bestrebungen der Sozialdemokratie
vom 21. Oktober 1878 die Nummer 19 der im Verlage
von Hermann Nebel und unter der Redaction von Os¬
kar Eisengarteu erscheinenden,in der Geuofseuschafts-
Buchdruckerei in Leipzig gedruckten Periodischen Zeitschrift

„Neue Leipziger Zeituug für Stadt
und Land",

sowie Nummer 1 der im Drucke und Verlage der ge¬
dachten Genossenschasts-Buchdruckereiuuter der Redaction
von Friedrich Nauert erscheinendenperiodischenZeit¬
schrift

„M itteldentsche Zeituug"
zu verbieten, diese Verbote mich anf das fernere
Erscheinen der vorgedachten beiden PeriodischenZeit¬
schriften zn erstrecken beschlossen.

Leipzig, den 14. November 1878.
Königlich sächsischeKreishauptmaunschast.

Graf zu M ü u st er.
134k. 1292. Betreffend: Ansführiing des Reichs¬
gesetzes gegen die gemeingefährlichenBestrebungender

Sozialdemokratie.
Auf Grnnd der ZK. 1 und 6 des Reichsgesetzes rn-

brizirten Betreffs vom 21. Oetober d. I. wird die
„M itgliedschaft der sozialistischen Ar¬
beiterpartei Deutschlands in Offen bach"
hiermit verboten.

Offenbach, den 11. November 1878.
GroßherzoglichesKreisamt Offeubach.

I. V. d. K. vi-. Zeller, Kreis-Assessor.
1347. 1293. Alis Grund des K. .1 des Reichsgesetzes
rnbrizirten Betreffs vom 21. Oktober d. I. wird der in
Seligeustadt bestehende„Arbeiterverein" hier¬
mit verboten.

Offeubach, deu 13. November 1878.
GroßherzoglichesKreisamt Offeubach.

I. V. d. K. vr. Zeller, Kreis-Assessor.
1348. 1294. Auf Grnud des H. 6 des Reichsgesetzes
gegen die gemeingefährlichenBestrebungen der Sozial¬
demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hiermit znr
öffentlichenKenntniß gebracht,daß der „demokratische
Wahlverein" zu Rawitsch gemäß des Z. 1 Abs. 2
des gedachten Gesetzes durch die unterzeichnete Landes¬
polizeibehördeverboten ist.

Pofen, den 12. November 1878.
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern.

Freiherr von Massenbach.
1349. 1295. Auf Grund des Z. 6 des Reichsgesetzes
gegen die gemeingefährlichenBestrebungen der Sozial¬
demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur
öffentlichenKenntniß gebracht, daß der Gesang-Verein
„Vorwärts" zn Rawitsch gemäß Z. 1 Abs. 2 des
gedachten Gesetzes durch die unterzeichnete Landespolizei¬
behörde verboten ist.

Posen, den 13. November 1878.
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern.

Freiherr von Massenbach.



1350 1296. Auf Grund des §. 12 des Gesetzes
gegen die gemeingefährlichenBestrebungen der Sozial¬
demokratie vom 21. Oktober d. I. wird hierdurch bekannt
gemacht, daß die im Verlage von I. Steinebach in
Wilhelmshaven erschieneneNr. 7. des „Wilhelms-
havener Volksfreunds" nnd das fernere Erscheinen
dieser periodischen Druckschrift nach Z. 11 des gedachten
Gesetzes durch die unterzeichneteLandespolizeibehörde
verboten ist.

Aurich, den 13. November 1878.
Königliche Landdrostei: v. Zakrzewski.

135t. 1297. Auf Grund des H. 12 des Reichsgesetzes
gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozial-
demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die 1872 im Selbst¬
verlage von M. Rittinghanfen Hierselbst erschienene nicht
periodischeDruckschrift: „Sozialdemokratische Ab¬
handlungen". Fünftes Heft: „Widerlegung der
gegen die direkte Gesetzgebung durch das Volk
gerichteten Einwürfe" nach H. 11 des cit. Gesetzes
durch die unterzeichnete Landespolizeibehörde verboten ist.

Cöln, den 14. November 1878.
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern,

von Guiounean.
1352. 1298. Auf Grund der ZH. 1 nnd 6 des Reichs¬

gesetzes vom 21. Oktober l. I. gegen die gemeingefähr¬

lichen Bestrebungen der Sozialdemokratie wird der

Arbeiterbilduugsvereiu iu Pforzheim verboten.Karlsruhe, den 14. November 1878.
Gr. Landeskommissär:Eisenlohr.

1353. 1309. Auf Grund des H, 12 des Reichsgesetzes
gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozial¬
demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur
össeutlicheu Keuutuiß gebracht, daß die im Verlage der
Allgemeinen Deutschen Afsoziations-Buchdruckerei (E. G.)
zu Berlin erschienene Druckschrift: „Die Zukunft.
Sozialistische Revue. Erster I ah rg a u g. Heft
1 vom 1. Oktober 1877" nach H. 11 des gedachten
Gesetzes durch die unterzeichnete Landespolizeibehörde
verboten ist.

Berlin, den 13. November 1878.
KöniglichesPolizei-Präsidinm: von Madai.

1354. 1310. Auf Gruud der Vorschriften der HZ. 1
und 6 des Gesetzes gegen die gemeingefährlichen Bestre¬
bungen der Sozialdemokratievom 21. Oktober er. ist

der Allgemeine Sängerbund der vereinigten
Liedertafeln von Hamburg-Altona und Um¬
gegend,

welcher seinen Sitz zu Altona hatte, dnrch Verfügung
vom heutigen Tage verboten worden.

Schleswig, deu 14. November 1878.
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern.

Rosen.
1355. 1311. Die Königliche Kreishanptmannschastbringt hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, daß sie in
ihrer Eigenschaft als Landespolizeibehörde den Arbeiter¬bildungsverein „Vorwärts" iu Zwenkau, sowie
die Arbeiter» ereine in Connewitz und in Thonberg

und Umg egend nach Maßgabe §. 1 des Reichsgesetzes
gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozial¬
demokratie vom 21. vorigen Monats verboten hat.

Leipzig, den 13. November 1878.
Königlich sächsische Kreishauptmannschaft.

Graf zu Münster.
1356. 1312. Der „Volksverein" in Crimmit-schau und der „Arbeiterfortbildungsverein" in
Schedewitz sind auf Gruud H. 1 und Z. 6 des Reichs-
gefetzes vom 21. Oktober 1878 von der unterzeichneten
Königlichen Kreishauptmannschaftverboten worden.

Zwickan, deu 13. November 1878.
Kööniglich sächsische Kreishauptmauuschaft. Dr. Hübel.
1357. 1313. Die Königliche Kreishanptmannfchaft hatauf Grund der HZ. 11 und 12 des Reichsgesetzes vom
21. Oktober 1878 die Nummer 18 des „Chemnitzer
Beobachters" verboten und dieses Verbot auch auf
das fernere Erscheinen der genannten Druckschrift erstreckt.

Zwickau, den 15. November 1878.
Königlich sächsische Kreishauptmannschaft: vr. Hübel.
1358. 1314. Auf Grund des Z. 6 des Reichsgesetzesgegen die gemeingefährlichen Bestrebnngender Sozial¬
demokratie vom 21. Oktober 1873 wird andnrch zur
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der Gewerkverein
der deutschen Gold- und Silberarbeiter uud
verwandten Berussgenossen mit dem Vorort
Gmünd, nach Z. 1 Absatz 2 des gedachten Gesetzes
durch Verfügung der unterzeichneten Landespolizeibehörde
von heute verboten worden ist.

Ellwangen, den 16. November 1878.
Königlich württembergische Regierung für den Jagstkreis:

Wolff.
1359. 1315. Auf Grund der 1 und 6 des Reichs¬
gesetzes vom 21. Oktober l. I. gegen die gemeingefähr¬
lichen Bestrebungender Sozialdemokratie werden

die Mitgliedschaften der sozialistischen Ar¬
beiterpartei Deutschlands in Karlsruhe,
Pforzheim, Baden und Brnchfal

verboten.
Karlsruhe, den 14. November 1878.

Gr. Landeskommissär:Eisenlohr.
13K0 1316. Auf Grund des Z. 11 des Gesetzes gegendie gemeingefährlichen Bestrebungender Sozialdemokratie
vom 21. Oktober 1878 hat die unterzeichneteLandes¬
polizeibehörde die nicht periodische Druckschrift:

Anti-Syllabns, Druck von A. Löfchke. Chicago,
verboten.

Potsdam, den 17. November 1878.
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern.

1301. 1317. Auf Grund des H. 12 des Gesetzes gegendie gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie
vom 21. Oktober 1878 wird hierdurchbekannt gemacht,
daß
1) die unter dem Titel „Sittliche Verwilderung"

(Ein Gedenkblatt für das deutsche Volk) erschienene,
nicht periodische Druckschrift, auf welcher weder
Name und Wohnort des Druckers, noch des Verlegers,
noch des Verfassers oder Herausgebers genannt sind,
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2) die unter dem Titel „Opovikckkdiiis o Iziscliiis" in
I^vo^v (Lemberg) erschienene,nicht periodische Druck¬
schrift, auf welcher weder der Name des Druckers,
noch der Name und Wohnort des Verlegers, noch
der Name und Wohnort des Verfassers oder Heraus¬
gebers genannt siud,

3) die an denselben Mängeln leidende, unter dem Titel
opo^vili-äiiuiö" in Posen erschienene,

nicht periodische Druckschrift,
nach §.11 des citirten Gesetzes durch die unterzeichnete
Landes-Polizeibehördeverboten sind.

Breslan, den 18. November 1878.
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. Sack.
136L 1318. Auf Grund der 11, 12 des Gesetzesgegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozial¬
demokratie vom 21. Oktober cr. sind nachstehende Druck¬
schriften:
a. Anträge zur Generalversammlung des Allge¬

meinen Deutschen Arbeiter-Vereins 1874,
d. Deutscher Arbeiter-Kalender des „Neuen So-

zial-Demokrat" für 1875,
beide erschienen bei C. Jhring Nachfolger (Adolf Berein),
Berlin, durch Verfügung der unterzeichnetenRegierung
verboten worden.

Schleswig, den 18. November 1878.
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. Rosen.
1363 .1319. Auf Grund des §. 12 des Reichsgesetzes
gegen die gemeingefährlichen Beftrebuugeu der Sozial
demokratievom 21. Oktober l. I. wird hierdurch zur
öffentliche» Kenntniß gebracht,daß die im Verlage von
Rottmanner und Comp. zu München 1875 erschienene
Drn cks ch rist:

„Die Forderuugeu des Sozialismus an
Zukunft und Gegenwart. Eine Schrift
zur Vertheidigung und znm Angriff von
Bruno Geiser, Redacteur des Zeitgeist"

nach ß. 11 des gedachten Gesetzes durch die unterzeich¬
nete Landespolizeibehördeverboten ist.

München, den 16. November 1878.
Königliche Regierung von Oberbayeru. Kammer des

Jnneril. Frhr. v. Hermc> n.
1364 1320. Die Königliche Kreishauptmannschaft hatanf Grund der ZZ. II nnd 12 des Reichsgesetzes vom
21. Oktober 1878

1) die Nummer 263 der diesjährigen
„Gl auch au er Nachrichten",

2) die Nummer 94 der diesjährigen
„V ol ksz e ituu g sürHo h en stei n- E rnstth al,
Oberl uugwitz, G ersdorf uud Umg egend"

und
3) die Nummer 133 des diesjährigen

„Volkssre und s für Lichtenstein, Calln-
ber g und Umgegend"

verboten und dieses Verbot anch anf das fernere Er-
scheinendervorgenanuteuperiodifchen Druckschriftenerstreckt.

Zwickau, den 16. November 1878.
Königlich sächsische Kreishauptmannschaft: Dr. Hübel.

1363 1321. Der in Planitz bestehende„Ortsverein"
ist auf Gruud Z. 1 nnd Z. 6 des Reichsgesetzes vom 21.
Oktober 1878 von der unterzeichneten Königlichen Kreis-
hauptmaunschastverboten worden.

Zwickau, den 18. November 1878.
Königlich sächsische Kreishauptmannschaft:vr. Hübel.

136k. 1322. Der „Ortsverein" zu Langenberns-dorf ist auf Gruud §. 1, Absatz 2, und Z 6 des
Reichsgesetzes vom 21. Oktober 1878 von der unter¬
zeichneten Königlichen Kreishanptmannschast verboten
und die neben demselben bestehendeSterbekasse daselbst
auf Grund H. 3 Isx, oit. unter eine außerordentliche
staatliche Kontrole gestellt worden.

Zwickau, den 18. November 1878.
Königlich sächsische Kreishauptmannschaft:Dr. Hübel.
1367. 1323. Auf Gruud der ZZ. 1 und 6 des Reichs¬
gesetzes gegen die gemeingefährlichenBestrebungen der
Sozialdemokratievom 21. Oktober 1878 wird verfügt:
Die Mitgliedschaften der sozialistischen Arbeiter¬
partei Deutschlands in Mannheim und Heidel¬
berg werden verboten.

Mannheim, den 16. November 1878.
Der Gr oßherzogl.bad. Landeskommissär:Frech.

1368 1324. Anf Grund des Z. 1 Abs. 2 des Ge¬
setzes gegen die gemeingefährlichenBestrebungen der
Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 wird verfügt:
Der Arbeiter-Sänger-Buud in Mannheim wird
verboten.

Mannheim, den 17. November 1878.
Der Gr oßherzogl. bad. Landeskommissär:Frech.

Verordnungen n Bekanntmachungen
anderer Behörden.

1369. 1278. Auf dem Personenkurse zwischen Op-
laden uud Wermelskirchenist an dem Gasthofe des
Jörgens in Wermelskircheneine Fahrschein-Verkaufs-
stelle errichtet worden.

Düsseldorf, den 14. November 1878.
Der KaiserlicheOber-Postdirektor, Geheime Postrath:

F r i e d e r i ch.

1370. 1304. Das Königliche Landgericht zu Coblenzhat durch Urtheil vom 4. November d. I. verordnet,
daß zur Feststellung der Abwesenheit des Ferdinand
Otto Joseph Heuß aus Krenznach ein Zeugenverhör
abgehalten werden soll.

Köln, den 15. November 1878.
Der Gene ral-Proknratori Frhr. vr. v. Seckendorsf.

1371. 1305. Durch Urtheil des Königlichen Land¬
gerichtes in Köln vom 1. November d. I. ist über die
Abwesenheit des Heinrich Hubert Elfgaug aus Köln
die Abhaltung eines Zeugenverhörs verordnet worden.

Köln, deu 15. November 1878.
Der General-Proknrator: Frhr. Dr. v. Seckendorff.
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1872. 1327. Auf Antrag der Königlichen Direetion der Westfälischen Eisenbahn zu Münster hat die Königliche
Regierung hierselbst^die Einleitung des Verfahrens zur Feststellung der Entschädigung für folgende, durch Regierungs-

Beschlnß vom 4. September 1878 als zur Aulage der Eifeubahu von Dortmund nach Sterkrade erforderlich

Größe

der zu

enteignenden
Grund¬

Aus der

Kataster-Parzelle.
Bezeichnung

des oder der Eigenthümer.
Wohnort.

s
« flächen.

Ar. IH>Mtr. Flur, j Nr.

Z 10 24 lll 365/85 Schmied Johann Waldmann Essen.
I.'

3 2

38

83
839/85

370/85 ^ Eheleute Pudler Peter Stüber Osterseld.
4 6 22 371/85 i
5 7 71 372/85

^ Eheleute Fabrikarbeiter Johann Schäfer Eisenheim.
6 2 3 373/85
7 16 50 269/81

^ Reichs- und Burggraf Maximilian zu Westerholt-

^ Gieseuberg

8

9

14

39

14

93
312/80

33 Schloß Berge.

10 12 44 VI 940/148.149
1l 10 77 942/148.149

1092/162 ^ Hütteudirector Julius Schroer12 6 44 Dortmund.

13 3 78 1100/148. 149 Drechsler Wilhelm Schroer Sterkrade.
14 6 33 153

Ehelente Hermann Uhlenbruch Oberhauseu.
15 9 20 979/156 Obermeister Philipp Gerlach Eiseuheim.
Ilj 7 62 1010/160 Fabrikarbeiter Franz Josef am Boom Sterkrade.
17 5 51 1091/162 Eheleute Maschinenschlosser Friedrich Nanmann
18 6 98 981/163 Ehelente Fabrikarbeiter Bernard Schlagermann
19 1 85 912/161 Fabrikarbeiter Wilhelm Kasseböhmer ,,

20 9 13 970/163 ^Metzger Franz Joses Wehrle moäo Nymwegen.

21
, Wilhelm Spickenboom Sterkrade.

10 43 968/164 Eheleute Metzger Johauu Jacob Osterkamp
22 3 71 964/169 — 171 Hüttenbeamter Friedrich Schumacher
23

24

1 92 962/169—171 Eheleute Hüttenbeamter Gustav Schneider—
40 960/172 Ehesran Auna Wilhelmine Pöppinghans geb. Otto

25

26
2 36 1179 175 Wirth Johann Albert Sanderfeld genannt Sprüth

16 2 1180/174 Kaufmann Levy Harff Dinslaken.
27 25 72 966 165 Wittwe Sophie Lueg geb. Haniel Sterkrade.
28 1 >—

980/163
29

30

—
96 965/169 — 171

2 60 „ 963/169 — 171 I
31 3 28 961/172 I
32 4 4 831/172 / Aetien-Gesellschast Gutehoffuungshütte
33 1 28 830/172
34 1 27 959/172 t

35 13 57 957/173 I
36 5 45 955/177 !

Nachdem die Königliche Regierung mich zum Eommifsarius zur Leitung des im Eingange bezeichneten Verfahrens

ernannt hat, habe ich Termine zur Verhandlung mit den Betheiligten unter Vorlegung des definitiv festgestellten

Planes, sowie eventuell zur Abschätzung auberaumt auf:Dienstag, den 3. Dezember d. I., bezüglich der Parzellen von Nr. 1 bis 10;
Mittwoch, den 4. Dezember d. I., bezüglich der Parzellen von Nr. 11 bis 18;
Samstag, den 7. Dezember d. I., bezüglich der Parzellen von Nr. 19 bis 26;
Montag, den 9. Dezember d. I., bezüglich der Parzellen von Nr. 27 bis 36;

jedesmal Vormittags 10^ Uhr beim Wirthe Johann Sprüth zu Sterkrade.

Alle Betheiligten, soweit dieselben nicht besonders vorgeladen worden sind, werden hiermit aufgefordert, ihre

Rechte im Termine wahrzunehmen, unter der Verwarnung, daß bei ihrem Ausbleibe» ohne ihr Zuthun die Ent¬

schädigung festgestellt und wegen Auszahlung oder Hinterlegung der letzteren verfügt werden wird.
Düsseldorf, den 21. November 1878. Der Abfchätznngs-Commifsar: Steilberg, Regierimgs-Rath.
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1373. 1307. Auf Antrag der Königlichen Eisenbahn-Direction der Bergisch-Märkischen Eisenbahn hat die
Königliche Regierung zu Düsseldorf die Einleitung des Verfahrens zur Feststellung der Entschädigung für folgende
durch die Regiernugsbefchlüsse vom 26. Mai 1877, vom 22. Dezember 1877 uud vom 30. April 1878 als zur
Anlage der Eisenbahnlinie Oberhausen-Carl erforderlich erklärte, innerhalb der Gemeinden Altenessen und Vogel-

Bezeichnung des Grundstücks:

Steuer-
Gemeinde.

Flur. Parzelle.

Vogelheim 1067/224

dto.
955/321

dto. 333

Altenessen e. 1299/XII. 89

-l

Namen und Wohnort
des

Eigenthümers.

Größe des

Grundstücks

nach dem

Kataster.

Hect.! Ar. I Mtr

Größe der

zu enteig¬
nenden

Fläche.

Ar. !Mtr.
3 13

25 53
!

37 38 25

63 41 18

73

67

21

Gottschalk Max Meyer, Güterhändler zu Cöln,
als im Grundbuch eingetragener Eigen¬
thümer und Johann Bambeck, Weichensteller
zu Vogelheim, als wirklicher Eigenthümer

Eheleute Bergmaun Johann Möllermann und
Gertrud geb. Thiesbürger zu Vogelheim

Franz Heinrich Dieckmann zu Altendorf, als
im Grundbuch eiugetrageuer Eigenthümer
uud Eheleute Franz Sander und Anna
Maria geb. Grothe zu Vogelheim, als an¬
gebliche Eigenthümer und factische Besitzer
des Grundstücks

Dieselben
Nachdem die Königliche Regierung mich zum Eommissar in dieser Angelegenheit ernannt hat, habe ich Termin

zur Verhandlung mit den Betheiligten unter Vorlegung des definitiv festgestellten Planes, sowie eventuell zur
Abschätzung aus Montag, den L. December cr, Vormittags 10 Uhr im Lokale des Gastwirths Bongarot
zu Bochold (Berge-Borbeck) anberaumt, wozu alle Betheiligten gemäß H. 25 des Gesetzes über die Enteignung
vou Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 hierdurch mit dem Bemerken vorgeladen werden, daß im Falle des
Nichterscheinens ohne deren Znthnu die Entschädigung festgestellt nnd wegen Auszahlung oder Hinterlegung
selben verfügt werdeu wird.

57

der-

Essen, den 16. November 1878. Der Königliche Landrath: Freiherr von Hövel.

Sicheryeits Polizei.

1374 1239. Dem Metzger W. Häuf gen zu Hmsel

ist in der Nacht vom 23. znm 24. Oktober cr. eine roth¬

bunte Kuh, der auf dem linken Horn die Buchstaben

H. R. ^1. eingebrannt sind, von der Rahmann'schen Weide

in der Nähe des Ba> nhoss Ueberrnhr gestohlen worden.

Jeder, der' über die Thäterschaft oder den Verbleib

dieser Kuh Auskunft geben kann, wird ersucht, mir oder

der nächsten Polizeihörde davon Mittheilung zu machen.
Essen, den 9. November 1878.

Der Staatsanwalt: Schlüter.

Personal Chronik,

1375. 1308. Kommunal-Verwaltung.

Ernannt: a,. der Rentner Franz Heinrich Schopen zum

ersten nnd der Rentner Hermann Richard Mathias

Printzen zum zweiten Beigeordneten der Bürgermeisterei

Brüggen; b. der Ackerer Johann Wilhelm Sassen znm

ersten, der Rentner Wilhelm Hissen zum zweiten und der

Kaufmann Johann Michael Benth zum dritten Beigeord¬

neten der Bürgermeisterei Anrath. Der Kaufmann

Wilhelm Scriverius ist als erster Beigeordneter der Stadt

Dinslaken bestätigt uud zugleich zum 1. Beigeordneten

der Landbürgermeisterei Dinslaken ernannt uud ferner

der Gastwirth Heinrich Feldmann als zweiter Beigeord¬

neter der Stadt Dinslaken bestätigt worden.

137k 1306 Zusammen st ellnn st
Nr. der der in den öffentlichen Anzeigern Nr. 168, 169, 170 uud 171 zur Besetzung angezeigten,

Bekanntm. gegenwärtig vakanten Dienststellen.
5291 Klassenlehrer an der katholischen Volksschule in Oberhausen. Einkommen: 1200 Mark, steigend

von 3 zu 3 Jahren um 150 Mark bis 1800 Mark und freie Wohnung oder Miethsentschädi¬
gung vou 150 Mark.

5292 Lehrerin an der evangelischen Volksschule in Marmelshagen, Kreis Bochum. Einkommen: 900
Mark und freie Wohnung.

5387 Ein Lehrer nnd eine Lehrerin an der katholischen Elementarschule in Grevenbroich. Einkommen:
1350 resp. 1075 Mark.

5388 Commuual-Exekutor in Hilden.
5343 Polizeisergeaut in M.-Gladbach. Einkommen: 1000 Mark, Miethsentschädigung von 120 Mark

und an Kleidergelder 75 Mark.

Meldung
bis zum

1/12

26/12
15/12

2/12

Redigirt im Büreau der Königlichen Regierung, -- Gedruckt bei L. Voß Ä Co., Königliche Hofbuchdrucker in Düsseldorf.
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